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Einleitung 

Α. Problemaufbereitung 

I . Einführung in das Thema 

1. GoA als Institut des Privatrechts 

„Geschäftsführung  ohne Auftrag" (GoA) lautet die Überschrift  der §§ 677 -
687 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Es handelt sich um Rechtsnormen aus dem 
Bereich des Privatrechts. Sie regeln ein zweiseitiges, gesetzliches Schuldver-
hältnis, welches seinen Entstehungsgrund darin hat, daß jemand (Geschäfts-
führer)  die Angelegenheiten eines anderen (Geschäftsherrn)  besorgt, ohne dazu 
von diesem beauftragt oder sonst berechtigt zu sein. Schulbeispiele für eine sei-
tens des Geschäftsherrn  und damit auch seitens der Rechtsordnung erwünschte 
GoA sind etwa die Annahme einer Postsendung für den abwesenden Nachbarn 
oder die Rückführung eines verlorengegangenen Kleinkindes zu seinen Eltern. 
Daneben gibt es unerwünschte GoA, die zumeist mit einem Eingriff  in fremde 
Rechtssphären einhergeht, beispielsweise die eigenmächtige Verfügung über 
fremdes Eigentum oder die eigenmächtige Züchtigung eines fremden Kindes. 

Die am Interesse des Geschäftsherrn  orientierte wertende Einteilung in 
erwünschte (berechtigte) und unerwünschte (unberechtigte) GoA hat ihre Be-
deutung im Hinblick auf die Rechtsfolgen einer GoA. Bei berechtigter GoA 
kann der Geschäftsführer  seine Aufwendungen ersetzt verlangen (§ 683 BGB 
i.V.m. § 670 BGB), und die ausgeführte Tätigkeit wird sogar vergütet, wenn sie 
zugleich zum ausgeübten Beruf oder Gewerbe des Geschäftsführers  gehört1. 
Schlechter gestellt ist der Geschäftsführer  dagegen bei unberechtigter Ge-

1 Sojedenfalls die h.M. in Anlehnung an § 1835 Abs. 3 BGB, s. RG, Recht 1921 Nr. 1615; 
BGH, NJW 1971, 609 (612); BGHZ 65, 384 (390); BGH, W M 1989, 801 (802); harem,  Schuld-
recht I I / l , §57 I b; RGRK-Steffen,  BGB, §683 Rdnr. 7; Staudinger-Wittmann,  BGB, §683 
Rdnr. 3. Dagegen wollen Seiler  (.MünchKomm,  BGB, § 683 Rdnr. 24 f.), Esser/Weyers  (Schuld-
recht II, § 46 I I 4 c, Fikentscher  (Schuldrecht, Rdnr. 936, Dorn,  JZ 1964, 93 [94 f.]), Wollschläger 
(Die GoA, S. 314 ff.)  und Köhler  (JZ 1985, 359 [362 ff.])  sogar berufsfremde  Tätigkeiten des 
Geschäftsführers  vergüten; kritisch hierzu Erman-Ehmann,  BGB, § 683 Rdnr. 8; kritisch zum 
Ganzen Medicus,  Bürgerliches Recht, Rdnr. 430; gegen jede Vergütung auch RG, Recht 1909 
Nr. 2386. 
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schäftsfühning.  Er erhält keinen Aufwendungsersatz,  sondern kann lediglich 
nach Bereicherungsrecht die Herausgabe desjenigen verlangen, was der Ge-
schäftsherr  durch die Geschäftsführung  erlangt hat (§ 684 Satz 1 BGB)2; 
außerdem haftet er dem Geschäftsherrn  verschärft,  nämlich auch für zufällige 
Schäden, sofern er erkennen mußte, daß die Übernahme der Geschäftsführung 
zu dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn  im Wider-
spruch stand (§ 678 BGB). 

Das Kriterium, ob eine Geschäftsführung  im Sinne dieser Unterscheidung 
berechtigt ist oder nicht, ist deren Übereinstimmung mit dem Interesse und dem 
wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn  (§§ 677, 683 Satz 1 
BGB), wobei eine Geschäftsführung,  die zum Zeitpunkt der Geschäftsüber-
nahme nicht dem Willen und Interesse des Geschäftsherrn  entsprach, nach-
träglich durch den Geschäftsherrn  genehmigt werden kann (§ 684 Satz 2 BGB). 
Ein der Geschäftsführung  entgegenstehender Wille des Geschäftsherrn  ist von 
vornherein unbeachtlich, wenn ohne die Geschäftsführung  eine Pflicht des 
Geschäftsherrn,  deren Erfüllung im öffentlichen  Interesse liegt, oder eine ge-
setzliche Unterhaltspflicht des Geschäftsherrn  nicht rechtzeitig erfüllt  würde 
(§§ 679, 683 Satz 2 BGB). 

Bezweckt die Geschäftsführung  die Abwendung einer dem Geschäftsherrn 
drohenden dringenden Gefahr,  so ist die Haftung des Geschäftsführers  durch 
§ 680 BGB auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Diese Haftungs-
beschränkung gilt sogar, wenn die Geschäftsführung  dem wirklichen oder 
mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn  widerspricht3, es sei denn, daß der 
Geschäftsführer  dies erkennen mußte4. 

Eine besondere Fallgruppe bilden diejenigen Fälle, in denen der Geschäfts-
führer  eine fremde Angelegenheit als eigene behandelt. Geschieht das wissent-
lich (sog. Geschäftsanmaßung), so stehen dem Geschäftsherrn  besondere Er-
satzansprüche nach § 687 Abs. 2 BGB zu. Besorgt der Geschäftsführer  dage-
gen ein fremdes Geschäft als eigenes, ohne zu wissen, daß es sich um ein frem-
des Geschäft handelt (sog. unechte GoA), so finden die Vorschriften  über GoA 

2 Der Höhe nach ist der Bereicherungsanspruch des § 684 Satz 1 BGB auf die Höhe eines 
angemessenen Aufwendungsersatzes beschränkt, s. Wolf\  JZ 1966, 467 (470); Erman-Ehmann, 
BGB, § 684 Rdnr. 1; RGRK-Steffen,  BGB, § 684 Rdnr. 9; a.A. MünchKomm-Seiler,  BGB, § 684 
Rdnr. 6. 

3 Erman-Ehmann,  BGB, § 684 Rdnr. 3; RGRK-Steffen,  BGB, § 684 Rdnr. 11; Soergel-Mühl, 
BGB, vor § 677 Rdnr. 2. 

4 RGZ 101, 18 (19); Erman-Ehmann,  BGB, §680 Rdnr. 3; RGRK-Steffen,  BGB, §680 
Rdnr. 14; Soergel-Mühl,  BGB, § 680 Rdnr. 1. 
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keine Anwendung (§ 687 Abs. 1 BGB). Es gelten dann die allgemeinen Vor-
schriften über die Deliktshaftung und des Bereicherungsrechts5. 

2. GoA als Institut des Öffentlichen Rechts 

Die eingangs gebildeten Fallbeispiele entstammen sämtlich dem Gebiet des 
Privatrechts. Die Beteiligten sind Privatrechtssubjekte, und es werden jeweils 
private Angelegenheiten besorgt. Die §§ 677 ff.  BGB finden unmittelbare An-
wendung. Daneben gibt es Geschäftsführungsverhältnisse  mit Anknüpfungs-
punkten zu öffentlichrechtlichen  Lebenssachverhalten. Bezüge zum Öffent-
lichen Recht können sich einmal daraus ergeben, daß öffentliche  Rechtsträger 
als Geschäftsherr  oder Geschäftsführer  beteiligt sind. Zum anderen kann die 
Geschäftsbesorgung auch ihrem Gegenstand nach dem Öffentlichen  Recht 
zugehörig sein, wenn es sich beispielsweise um die Wahrnehmung von Verwal-
tungsaufgaben oder um die Erfüllung öffentlichrechtlicher  Pflichten handelt. 

Für die Anwendung der Rechtsgrundsätze der GoA in öffentlichrechtlichen 
Fallkonstellationen besteht ausweislich der umfänglichen einschlägigen Recht-
sprechung6 augenscheinlich ein großes praktisches Bedürfnis.  Zwar ist das 
- weithin nicht dispositive - Öffentliche  Recht mehr als das Privatrecht von 
dem Gedanken der Wahrung und Einhaltung rechtsnormativer Geschäftszuord-
nungen (Verwaltungszuständigkeiten) geprägt. Dessen ungeachtet geschieht es 
in der Rechtspraxis nicht selten, daß - häufig aus einer Handlungsnot -
Verwaltungsbehörden füreinander,  Bürger anstelle von Verwaltungsbehörden 
sowie Behörden statt eines handlungspflichtigen Bürgers agieren und anschlie-
ßend die ihnen hieraus entstehenden (vor allem Kosten-)Nachteile abzuwälzen 
suchen. In diesen Fällen könnte das im Bürgerlichen Recht verankerte Institut 
der GoA eine brauchbare Handhabe vermitteln, Kostenlast und Haftungsrisiko 
auf die an sich zur Verrichtung bestimmte Behörde oder Person - den Ge-
schäftsherrn  - zu übertragen. Dagegen hält das geschriebene Öffentliche  Recht 
derartige Ausgleichsmechanismen anscheinend nicht in ausreichender Weise 
parat. 

Die Rechtsprechung teilt diese Sichtweise und steht einer Anwendung der 
§§ 677 ff.  BGB in solchen Fällen nahezu durchweg positiv gegenüber. Für die 
Anwendung der GoA in öffentlichrechtlichen  Zusammenhängen spricht auf 
den ersten Blick, daß - insbesondere vermittelt durch den Aufwendungsersatz-
anspruch aus § 683 BGB - in einem weiteren Sinne die Zuordnung der Aus-

5 Erman-Ehmann,  BGB, § 687 Rdnr. 2; MünchKomm-Seiler,  BGB, § 687 Rdnr. 7; Staudin-
ger-Wittmann,  BGB, § 687 Rdnr. 3. 

6 Vgl. unten, S. 22 ff. 

2 Nedden 


